
 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

RECHTSGUTACHTEN 
zur Rechtmäßigkeit des Beschlusses des Stadtrats der 

Landeshauptstadt Dresden vom 20. Juli 2006 
(Beschluss Nr. A0308-SR35-06) 

 

 

 

Erstellt im Auftrag 

der FDP-Fraktion im Stadtrat der 

Landeshauptstadt Dresden und 

des FDP-Kreisverbands Dresden 

 

 

 

Frankfurt (Oder), 16. August 2006 

 

 
JURISTISCHE FAKULTÄT 
 

Postfach 1786
15207 Frankfurt (Oder)
www.euv-frankfurt-o.de

PROF. DR. DR. H.C. FRANZ-JOSEPH PEINE

LEHRSTUHL FÜR ÖFFENTLICHES RECHT,
INSBESONDERE VERWALTUNGSRECHT

Tel.: +49–(0)335–55 34–2528
Fax: +49–(0)335–55 34–2569

e-mail: fjpeine@euv-frankfurt-o.de
Sekretariat: Tel.: +49–(0)335–55 34–2608

e-mail: ahuebner@euv-frankfurt-o.de



 2

Die FDP-Fraktion im Stadtrat der Landeshauptstadt Dresden und der FDP-Kreisverband 

Dresden haben mich gebeten, in einem Rechtsgutachten folgende Fragen im Zusammen-

hang mit dem geplanten Bau der Waldschlößchenbrücke in Dresden umfassend zu 

untersuchen: 

 

1. Ist der Beschluss des Stadtrats der Landeshauptstadt Dresden vom 20. Juli /  

10. August 2006 (Beschluss Nr. A0308-SR35-06) sowie die Vertagung der Vergabe-

entscheidungen zum Bau der Waldschlößchenbrücke (Vorlagen Nr. V1349, V1350, 

V1351, V1352 und V1353) rechtmäßig? 

 

2. Welche Erfolgsaussichten haben Rechtsbehelfe der Landeshauptstadt Dresden 

gegen rechtsaufsichtliche Maßnahmen gegen den Stadtratsbeschluss, insbesondere 

gegen den Bescheid des Regierungspräsidiums Dresden vom 14. August 2006  

(Az. 21D-2214.30/62/2006-04)? 

 

3. Kann die Vergabe der Bauleistungen und der Bau der Brücke auch aus den Reihen 

der Bürgerschaft gerichtlich durchgesetzt werden? 

 

4. Ist der Planfeststellungsbeschluss des Regierungspräsidiums Dresden vom  

25. Februar 2004 (Az. 51-0513.27/10-WSB) wegen Unvereinbarkeit mit dem 

Weltkulturerbeübereinkommen aufzuheben? 

 

Dieses Gutachten lege ich hiermit vor. 
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A. Sachverhalt 
 

In der Landeshauptstadt Dresden gibt es bereits seit vielen Jahren Bestrebungen, eine 

weitere Brücke über die Elbe zu errichten, um dem zunehmenden Verkehrsaufkommen zu 

begegnen und die übrigen Brücken zu entlasten. 

 

Der Verkehrszug soll an der Kreuzung Fetscherstraße/Pfotenhauer Straße beginnen und auf 

der Neustädter Seite am bereits ausgebauten Abschnitt der Stauffenbergallee enden. Die 

Brücke selbst soll die Elbe mit einer Länge von 636 Metern überspannen. Sie mündet 

rechtselbisch in einem Tunnel, der auf der Bautzner Straße in Höhe der Klarastraße und auf 

der Stauffenbergallee im Bereich des Regierungspräsidiums wieder die Oberfläche erreicht.  

 

Aufgrund des Standorts in der Nähe eines gleichnamigen früheren Ausflugslokals erhielt das 

Bauvorhaben die Bezeichnung „Waldschlößchenbrücke“. Die Linienführung und Gestaltung 

wurde durch den Stadtrat nach einem intensiven Diskussionsprozess mit Grundsatz-

beschluss vom 15. August 1996 bestätigt. 

 

Am 10. November 2000 beschloss der Stadtrat die Brückenvariante 3.2.B.1. Das Vorhaben 

blieb jedoch in der Öffentlichkeit auch weiterhin umstritten. 

 

Mit Bescheid vom 25. Februar 2004 sprach das Regierungspräsidium Dresden die Planfest-

stellung unter Erteilung von Auflagen aus. Gegen den Planfeststellungsbeschluss sind 

derzeit zahlreiche Klagen – sowohl von Privatpersonen als auch von 

Umweltschutzverbänden – vor dem Verwaltungsgericht Dresden anhängig; Anträge auf 

vorläufigen Rechtsschutz hatten keinen Erfolg. 

 
Vgl. zuletzt SächsOVG, SächsVBl. 2006, S. 112ff.; Beschl. v.  

22. Dezember 2005, Az. 5 BS 184/05. 

 

Am 2. Juli 2004 wurde das Dresdner Elbtal als „sich entwickelnde Kulturlandschaft“ durch 

Beschluss des UNESCO-Weltkulturerbe-Komitees in die „Liste des Erbes der Welt“ 

aufgenommen. Das betroffene Gebiet erstreckt sich auf eine Länge von 19,5 Flusskilometern 

und eine Fläche von 19,3 km2. Der vorgesehene Brückenstandort befindet sich in diesem 

Gebiet. 

 

Infolge der Kommunalwahl 2004 errangen die Gegner des Brückenbaus die Mehrheit im 

Stadtrat und bewirkten, dass die Realisierung der Baupläne nicht weiter forciert wurde. 
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Gegen diese Entwicklung bildete sich die Bürgerinitiative „Pro Waldschlösschenbrücke e.V.“, 

die politisch von den Stadtratsfraktionen der CDU und FDP sowie vom ADAC Sachsen 

unterstützt wird.  

 

Die Bürgerinitiative initiierte ein Bürgerbegehren. Als Vertreter gemäß § 25 Abs. 2 Satz 1 

SächsGemO wurden der Vorsitzende der FDP-Stadtratsfraktion, Herr Jan Mücke, sowie die 

Herren Dr. Hans-Joachim Brauns und Nikolaus Köhler-Totzki bestellt. Da das Bürger-

begehren das Quorum gemäß § 25 Abs. 1 Satz 2 SächsGemO erreichte, fand am  

27. Februar 2005 ein Bürgerentscheid zu folgender Fragestellung statt: 

 

„Sind Sie für den Bau der Waldschlößchenbrücke – einschließlich des 

Verkehrszuges der abgebildeten Darstellung?“ 

 

Diese Frage wurde von 67,92 % der Abstimmenden mit „Ja“ beantwortet. Diese Mehrheit 

betrug mehr als 25% der Stimmberechtigten, so dass das Ergebnis des Bürgerentscheids 

gemäß § 24 Abs. 3 Satz 1 SächsGemO gültig war. 

 

Daraufhin schrieb die Stadtverwaltung Dresden die einzelnen Bauleistungen zur Vergabe 

aus. Die Zuschlags- und Bindefrist gemäß § 19 VOB/A läuft am 1. September 2006 aus. 

 

Im Herbst 2005 meldete das UNESCO-Welterbezentrum Bedenken hinsichtlich der 

Vereinbarkeit der Waldschlößchenbrücke mit dem Status „Weltkulturerbe“ an. Ein 

Visualisierungsgutachten der RWTH Aachen kam am 15. März 2006 zu dem Ergebnis, „dass 

der Bau der Brücke eine irreversible Schädigung der besonderen Qualitäten des Elbtals 

wäre“. 

 

Infolgedessen beschloss das Welterbekomitee am 11. Juli 2006 auf seiner Sitzung in Vilnius 

(Litauen), das Dresdner Elbtal auf die „Liste des gefährdeten Erbes der Welt“ (sog. Rote 

Liste) zu setzen. 

 

In der Sitzung des Stadtrats der Landeshauptstadt Dresden am 20. Juli 2006 wurde ein 

Antrag der CDU-Fraktion, umgehend mit dem Bau zu beginnen, abgelehnt. Ein Antrag des 

Stadtrats Dr. Leonhardt, einen neuen Bürgerentscheid durchzuführen, fand nicht die nach  

§ 24 Abs. 1 Alt. 2 SächsGemO erforderliche Zwei-Drittel-Mehrheit. Stattdessen wurde auf 

Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen folgender Beschluss gefasst: 
 

„1. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, dem Stadtrat eine Vorlage für die 

Durchführung eines Bürgerentscheids zur Beschlussfassung vorzulegen. Dieser ist 
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so zu gestalten, dass er der Stadt die Möglichkeit eröffnet, den UNESCO-

Welterbestatus des Dresdner Elbtals zu ermöglichen. 

 

2. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, dem Stadtrat unverzüglich geeignete 

Maßnahmen vorzuschlagen, die den Erhalt des Status` UNESCO Welterbe Dresdner 

Elbtal sichern. Insbesondere wird der Oberbürgermeister beauftragt, mit dem 

Welterbebüro der UNESCO in Gespräche einzutreten, um Vorschläge zur Erfüllung 

der Forderungen der UNESCO zu erarbeiten. Über den Verlauf und die Ergebnisse 

der Gespräche ist der Stadtrat zu informieren; die erarbeiteten Vorschläge sind dem 

Stadtrat zum Beschluss vorzulegen. 

 

3. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die weitere Vergabe von Bauleistungen 

und den Baubeginn der Waldschlößchenbrücke bis zur Aufbereitung und 

Entscheidung über die Handlungsoptionen weiterhin auszusetzen, und gleichzeitig zu 

sichern, dass die aus dieser Aussetzung möglicherweise resultierenden finanziellen 

Entschädigungsverpflichtungen für die Stadt minimiert werden. 

 

4. Der Oberbürgermeister wird weiterhin beauftragt, weitere Maßnahmen zur 

Realisierung des Verkehrszuges Waldschlößchenbrücke oder in Zusammenhang 

damit nur im Konsens mit der UNESCO zu veranlassen.“ 

 

Gleichzeitig beschloss der Stadtrat mehrheitlich, die Beschlussvorlagen zur Vergabe von 

Bauleistungen (Nr. V1349, V1350, V1351, V1352 und V1353) zu vertagen. 

 

Diesen Beschlüssen widersprach der Zweite Bürgermeister, Herbert Feßenmayr, als 

Vertreter des Oberbürgermeisters am 26. Juli 2006 gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 SächsGemO. 

Er verstoße gegen die Sperrwirkung des Bürgerentscheids aus § 24 Abs. 4 Satz 2 

SächsGemO und sei daher rechtswidrig. 

 

In seiner Sitzung am 10. August 2006 wiederholte der Stadtrat seinen Beschluss vom  

20. Juli 2006 und beschloss ferner: 

 
„4. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, im Falle rechtsaufsichtlicher Maßnahmen 

gegen den vorliegenden Beschluss den Stadtrat unverzüglich einzuberufen sowie 

ggf. im Wege des Widerspruchs durch Rechtsmittel aufschiebende Wirkung bis zur 

Befassung durch den Stadtrat zu erreichen.“ 

 

Mit Schreiben vom 11. August 2006 erhob der Oberbürgermeister, vertreten durch den 

Ersten Bürgermeister Dr. Lutz Vogel, erneut wegen Rechtswidrigkeit Widerspruch gegen den 
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Stadtratsbeschluss und legte die Angelegenheit gemäß § 52 Abs. 2 Satz 5 SächsGemO dem 

Regierungspräsidium Dresden als Rechtsaufsichtsbehörde zur Entscheidung vor. 

 

Mit Bescheid vom 14. August 2006 hat das Regierungspräsidium den Stadtratsbeschluss 

gemäß § 114 SächsGemO beanstandet und die Landeshauptstadt Dresden aufgefordert, ihn 

bis zum 24. August 2006 aufzuheben und die Vergabeentscheidungen zu treffen. 

 

Dem Unterzeichner lag bei der Erstellung dieses Gutachtens neben den o.g. Unterlagen 

auch die Kurzgutachterliche Stellungnahme des Ordinarius für Öffentliches Recht, 

Europarecht und Völkerrecht der Technischen Universität Dresden, Prof. Dr. Ulrich 

Fastenrath, vom 11. Juli 2006 sowie dessen Rechtsgutachten vom 9. August 2006 vor. 

 

Schließlich hat dem Unterzeichner die Stellungnahme von Prof. Dr.-Ing. Jürgen Stritzke et al. 

(TU Dresden) vom 19. Mai 2006 zum Gutachten der RWTH Aachen vom 15. März 2006 

vorgelegen. 
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B. Rechtliche Würdigung 
 

I.  Rechtmäßigkeit des Stadtratsbeschlusses 
 

1. Verstoß gegen § 24 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO 

 

Der Stadtratsbeschluss vom 20. Juli 2006 könnte gegen die Sperrwirkung aus § 24 Abs. 4 

Satz 2 SächsGemO verstoßen, indem er das Ergebnis des Bürgerentscheids vom  

27. Februar 2005 abändert. 

 

a) Rechtmäßigkeit des Bürgerentscheids 

 

Diese Sperrwirkung kommt allerdings nur zur Entfaltung, wenn das Ergebnis des 

Bürgerentscheids seinerseits mit geltendem Recht vereinbar ist. Ein rechtswidriger 

Bürgerentscheid bindet wegen des Grundsatzes der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung  

(Art. 20 Abs. 3 GG) nicht.  

 

aa) (Keine) unmittelbare Anwendbarkeit des WKÜ 

 

Rechtswidrigkeit liegt vor, wenn gegen eine Rechtsnorm verstoßen wird. Hier kommt ein 

Verstoß gegen das Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt (im 

Folgenden kurz: Weltkulturerbeübereinkommen, WKÜ) in Betracht. Darin heißt es: 
 

„Artikel 4 

 

Jeder Vertragsstaat erkennt an, dass es in erster Linie seine eigene Aufgabe ist, 

Erfassung, Schutz und Erhaltung in Bestand und Wertigkeit des in seinem 

Hoheitsgebiet befindlichen, in den Artikeln 1 und 2 bezeichneten Kultur- und 

Naturerbes sowie seine Weitergabe an künftige Generationen sicherzustellen. Er 

wird hierfür alles in seinen Kräften Stehende tun, unter vollem Einsatz seiner 

eigenen Hilfsmittel und gegebenenfalls unter Nutzung jeder ihm erreichbaren 

internationalen Unterstützung und Zusammenarbeit, insbesondere auf 

finanziellem, künstlerischem, wissenschaftlichem und technischem Gebiet. 

 

Artikel 5 

 

Um zu gewährleisten, dass wirksame und tatkräftige Maßnahmen zum Schutz 

und zur Erhaltung in Bestand und Wertigkeit des in seinem Hoheitsgebiet 

befindlichen Kultur- und Naturerbes getroffen werden, wird sich jeder 
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Vertragsstaat bemühen, nach Möglichkeit und im Rahmen der Gegebenheiten 

seines Landes 

 

a) eine allgemeine Politik zu verfolgen, die darauf gerichtet 

ist, dem Kultur- und Naturerbe eine Funktion im 

öffentlichen Leben zu geben und den Schutz dieses 

Erbes in erschöpfende Planungen einzubeziehen (...).“ 
 

Das Weltkulturerbeübereinkommen bedarf nach Art. 31 Abs. 1 WKÜ der Ratifikation. Durch 

die Ratifikation wird der Vertrag durch den nach innerstaatlichem Recht für die 

völkerrechtliche Vertretung zuständigen Amtsträger eines Staats – in Deutschland der 

Bundespräsident (Art. 59 Abs. 1 GG) – feierlich bestätigt und die völkerrechtliche Bindung 

des Vertragsstaats begründet. Dem geht in der Regel und nach Maßgabe der nationalen 

Verfassungsrechtsordnung ein Zustimmungsverfahren in den gesetzgebenden Körper-

schaften voraus. 
 

Vgl. Heintschel von Heinegg, in: Ipsen, Völkerrecht, 5. Aufl., § 10 Rn. 

18; Graf Vitzthum, in: ders. (Hrsg.), Völkerrecht, 3. Aufl., § 1 Rn. 117; 

Hobe/Kimminich, Einführung in das Völkerrecht, 8. Aufl., S. 232. 

 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Weltkulturerbeübereinkommen ratifiziert (BGBl. II 

1977, S. 213), jedoch nicht nach Art. 59 Abs. 2 GG durch Zustimmungsgesetz in die 

innerstaatliche Rechtsordnung transformiert. Deshalb könnte man schon bezweifeln, dass 

ein wegen Verletzung dieses Abkommens rechtswidriger Bürgerentscheid unter diesem 

Aspekt überhaupt denkbar ist. 

 

Welche Rechtsfolgen ein Auseinanderfallen von Völkerrecht und nationalem Recht nach sich 

zieht, ist in der Jurisprudenz hoch umstritten. Nach der (gemäßigt) monistischen Auffassung, 

die vom Konzept einer einheitlichen Rechtsordnung ausgeht, wird Völkerrecht ohne weiteren 

innerstaatlichen Umsetzungsakt mit der Ratifikation Bestandteil des innerstaatlichen Rechts. 

Kommt es zur Kollision mit einer nationalen Rechtsnorm, so genieße das Völkerrecht einen 

Anwendungsvorrang. 
 

Vgl. Kelsen, Reine Rechtslehre, 2. Aufl., S. 221ff; Seidl-Hohenveldern/ 

Stein, Völkerrecht, 10. Aufl., Rn. 539ff.; Verdross/Simma, Universelles 

Völkerrecht, 3. Aufl., S. 53ff. 

 

Nach dieser Ansicht wären die Verpflichtungen aus dem Weltkulturerbeübereinkommen trotz 

fehlenden Zustimmungsgesetzes zu beachten. Demgegenüber sieht die (strenge) 
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dualistische Theorie Völkerrecht und nationales Recht als zwei getrennte Sphären an. 

Deshalb ist nach dieser Auffassung ein völkerrechtlicher Vertrag innerstaatlich erst dann zu 

beachten, wenn er durch einen besonderen Transformationsakt in die nationale Rechts-

ordnung aufgenommen worden ist.  
 

So etwa einst Triepel, Völkerrecht und Landesrecht, S. 169ff.; Anzilotti, 

Lehrbuch des Völkerrechts, Bd. 1, S. 36ff. 

 

An einem solchen Transformationsakt – einem Zustimmungsgesetz zum WKÜ – fehlt es hier. 

Deshalb ist dieses Abkommen nach der streng dualistischen Auffassung innerstaatlich 

unbeachtlich und kann dem Bürgerentscheid von vornherein nicht entgegengehalten werden. 

Dies gilt selbst dann, wenn dadurch gegen das WKÜ verstoßen und eine völkerrechtliche 

Haftung ausgelöst werden würde. 

 

Das Bundesverfassungsgericht und die in Deutschland herrschende Lehre folgen einer 

gemäßigt dualistischen Auffassung. Auch sie unterscheiden zwischen Völkerrechtsordnung 

und nationaler Rechtsordnung. Die Existenz einer für die Bundesrepublik verbindlichen 

Völkerrechtsnorm berührt die deutsche Rechtsordnung nicht unmittelbar, solange eine 

Transformation nicht erfolgt ist. Jedoch sind die bereits bestehenden Gesetze im Lichte der 

eingegangenen völkerrechtlichen Verpflichtungen auszulegen und nach Möglichkeiten mit 

diesen in Einklang zu bringen (Grundsatz der völkerrechtsfreundlichen Auslegung des 

innerstaatlichen Rechts). 

 
Vgl. BVerfGE 59, S. 63 (89); 73, S. 339 (375); 74, S. 358 (370); 111, S. 

307 (317f.); Geiger, Grundgesetz und Völkerrecht, 2. Aufl., S. 15f.;  

Steinberger, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, 

2. Aufl., Bd. VII, § 173 Rn. 5; Herdegen, Völkerrecht, 5. Aufl., § 22 Rn. 

2f.; Bleckmann, DÖV 1996, S. 137ff.; Jarass, in: ders./Pieroth, Grund-

gesetz, 8. Aufl., Art. 25 Rn. 1a. 

 

Diese Sichtweise ist geeignet, die widerstreitenden Interessen – Schutz der nationalen 

Souveränität einerseits, Vermeidung von Völkerrechtsverstößen andererseits – zu einem 

schonenden Ausgleich zu bringen und der grundsätzlichen Offenheit des Grundgesetzes für 

völkerrechtliche Einflüsse auf die nationale Rechtsordnung angemessen Rechnung zu 

tragen. Ihr ist zuzustimmen. Für den vorliegenden Fall bedeutet dies, dass das Weltkultur-

erbeübereinkommen zwar nicht unmittelbar dem Bürgerentscheid entgegengehalten werden 

kann; ein Verstoß direkt gegen das WKÜ scheidet daher aus. Der Grundsatz der 

völkerrechtsfreundlichen Auslegung des nationalen Rechts gebietet es aber, § 24 Abs. 2 
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Satz 2 Nr. 8 SächsGemO so auszulegen, dass ein Bürgerentscheid auch dann nicht 

stattfinden darf, wenn er auf einen völkerrechtswidrigen Beschluss gerichtet ist. Das 

Tatbestandsmerkmal „gesetzwidriges Ziel“ deckt es (gerade) noch, unter die Vorschrift auch 

die nur völkerrechtlichen Verpflichtungen zu fassen. 

 

bb) Bindung der Landeshauptstadt Dresden an das WKÜ 

 

Ein Verstoß gegen § 24 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 SächsGemO i.V.m. Art. 4 Satz 2, Art. 5 lit. a 

WKÜ setzt jedoch voraus, dass auch die Landeshauptstadt Dresden an das Weltkulturerbe-

übereinkommen gebunden ist. 

 

Hier ist zunächst vom völkerrechtlichen Grundsatz der Einheit des Staates auszugehen. 

Demnach gelten völkerrechtliche Verpflichtungen eines Staates auch für dessen 

innerstaatliche Untergliederungen (Länder, autonome Regionen usw.). Dies gilt auch dann, 

wenn der Gesamtstaat (im Falle der Bundesrepublik Deutschland: der Bund) aufgrund seiner 

nationalen Verfassungsrechtsordnung weder selbst für die innerstaatliche Ausführung der 

völkerrechtlichen Pflicht zuständig ist noch auf den zuständigen Hoheitsträger (z.B. durch 

Weisungsrechte) verbindlich Einfluss nehmen kann. Daraus folgt wiederum, dass Völker-

rechtsverstöße der Länder und Gemeinden völkerrechtlich dem Bund zugerechnet werden. 
 

Siehe Art. 4 Abs. 1 ILC-Entwurf (Völkergewohnheitsrecht); vgl. Ipsen, in: 

ders., Völkerrecht, 5. Aufl., § 40 Rn. 8f.; Seidl-Hohenveldern/Stein, 

Völkerrecht, 10. Aufl., Rn. 1659. 

 

Demgegenüber bestimmt die „Föderativklausel“ in Art. 34 WKÜ: 
 

„Folgende Bestimmungen gelten für die Vertragsstaaten, die ein bundesstaatliches 

oder nicht einheitsstaatliches Verfassungssystem haben: 

 

a) Hinsichtlich derjenigen Bestimmungen dieses Übereinkommens, deren 

Durchführung in die Zuständigkeit des Bundes- oder Zentral-

Gesetzgebungsorgans fällt, sind die Verpflichtungen der Bundes- oder 

Zentralregierung dieselben wie für diejenigen Vertragsstaaten, die nicht 

Bundesstaaten sind; 

 

b) Hinsichtlich derjenigen Bestimmungen dieses Übereinkommens, deren 

Durchführung in die Zuständigkeit eines einzelnen Gliedstaats, eines 

Landes, einer Provinz oder eines Kantons fällt, die nicht durch das 

Verfassungssystem des Bundes verpflichtet sind, gesetzgeberische 
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Maßnahmen zu treffen, unterrichtet die Bundesregierung die 

zuständigen Stellen dieser Staaten, Länder, Provinzen oder Kantone von 

den genannten Bestimmungen und empfiehlt ihnen ihre Annahme.“ 

 

Art. 34 lit. b WKÜ stellt also eine (zulässigerweise) vertraglich vereinbarte Abweichung vom 

Grundsatz der Einheit des Staates dar, die im Hinblick auf die traditionelle Kulturhoheit der 

Länder, Regionen, Kantone usw. vereinbart wurde. 

 
So ausdrücklich Fußnote 865 zu Art. 55 ILC-Entwurf. Vgl. Wolfrum, in: 

Bernhardt (Hrsg.), Encyclopedia of Public International Law, Bd. II,  

S. 1398 (1400f.). In diesem Sinne offenbar auch Schröder, in: Graf 

Vitzthum (Hrsg.), Völkerrecht, 3. Aufl., § 7 Rn. 22. 

 

Deshalb muss im Einzelfall geprüft werden, ob nach der grundgesetzlichen 

Kompetenzverteilung die Ausführung des WKÜ in den Zuständigkeitsbereich des Bundes 

oder der Länder fällt. Da das Grundgesetz den Gemeinden zwar das Recht auf 

Selbstverwaltung einräumt (Art. 28 Abs. 2 GG), sie aber nicht als eigene staatliche Ebene 

anerkennt, ist ihr Handeln der Sphäre der Länder zuzurechnen („Gemeindeblindheit“ des 

Grundgesetzes). Sie sind also nur insoweit an das Weltkulturerbeübereinkommen gebunden, 

soweit die Bindung „ihres“ Landes nach Art. 34 lit. b WKÜ reicht. 

 

Vorliegend ist eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Ausführung der Art. 4 und 5 

WKÜ nicht ersichtlich. Kulturangelegenheiten gehören vielmehr zum traditionellen 

legislativen „Hausgut“ der Länder. Auch das Straßenrecht unterfällt der Länderkompetenz. 

Dementsprechend ist auch der Planfeststellungsbeschluss zur Waldschlößchenbrücke auf 

der Grundlage des Sächsischen Straßengesetzes – also eines Landesgesetzes – ergangen. 

 

Dagegen kann nicht eingewandt werden, dass zu den gemäß § 39 Abs. 3 Satz 1 SächsStrG 

in die Planfeststellung einzubeziehenden öffentlichen Belangen auch die völkerrechtlichen 

Bindungen Deutschlands zu zählen sind. 
 

So aber Fastenrath, Kurzgutachten vom 11. Juli 2006, S. 6.  

 

Eine solche Argumentation beruht auf einem Zirkelschluss: Ob nämlich die Länder an das 

WKÜ gebunden sind und die Bundesrepublik Deutschland somit als Völkerrechtssubjekt für 

etwaige Verstöße der Länder haftbar gemacht werden kann, ist gerade Gegenstand der 

Prüfung des Art. 34 lit. b WKÜ und kann in ihr nicht vorausgesetzt werden. 
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Der Freistaat Sachsen könnte aber durch das Verfassungssystem des Bundes verpflichtet 

sein, gesetzgeberische Maßnahmen zu treffen (Art. 34 lit. b WKÜ). Eine solche Verpflichtung 

besteht freilich im Anwendungsbereich des WKÜ nur bei der Umsetzung der 

Rahmengesetze des Bundes über den Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung 

ins Ausland (Art. 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 GG). Diese ist hier jedoch nicht einschlägig. 

 

Auch aus dem Grundsatz der Bundestreue in Verbindung mit dem Grundsatz der völker-

rechtsfreundlichen Auslegung des Grundgesetzes folgt keine Pflicht des Freistaats Sachsen, 

gesetzgeberisch im Sinne der Art. 4 und 5 WKÜ tätig zu werden. Die völkerrechtsfreundliche 

Auslegung des Grundgesetzes begründet keine Optimierungspflicht; sie kann insbesondere 

nicht über die völkerrechtliche Verpflichtung hinausgehen.  
 

Vgl. Tomuschat, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staats-

rechts, 2. Aufl., Bd. VII, § 172 Rn. 27 a.E. Gegen einen „inflationären 

Umgang mit dem Begriff der Völkerrechtsfreundlichkeit“ auch 

Herdegen, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Art. 25 Rn. 7. Teilweise a.A. 

Bleckmann, DÖV 1996, S. 137 (143). 

 

Nach Art. 34 lit. a WKÜ ist zunächst nur der Bund an das Übereinkommen gebunden. Der  

Grundsatz der Bundestreue konstituiert nicht ein selbständiges Rechtsverhältnis, sondern 

begründet, modifiziert oder begrenzt Rechte und Pflichten innerhalb eines bestehenden 

Rechtsverhältnisses, ohne dadurch politische Spielräume zu verschließen. Es wäre zu 

weitgehend, weil mit der Eigenstaatlichkeit der Länder unvereinbar, aus diesem 

Verfassungsprinzip eine allgemeine Gehorsams- und Gefolgschaftspflicht der Länder 

gegenüber dem Bund ableiten zu wollen. 
 

Vgl. BVerfGE 21, S. 312 (326); 26, S. 116 (137); 42, S. 103 (117); 

Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I, 2. Aufl., 

S. 701; Bauer, Die Bundestreue, S. 349f.; Sachs, in: ders. (Hrsg.), 

Grundgesetz, 3. Aufl., Art. 20 Rn. 69; Sommermann, in: von 

Mangoldt/Klein/Starck (Hrsg.), Grundgesetz, 5. Aufl., Art. 20 Rn. 42; 

Isensee, in: ders./Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Bd. IV, 

2. Aufl., § 98 Rn. 157; Pieroth, in: Jarass/Pieroth, Grundgesetz,  

8. Aufl., Art. 20 Rn. 20. 

 

Als Zwischenergebnis ist also festzuhalten, dass die Regelung der gesetzlichen Grundlagen 

des Brückenbaus in die Zuständigkeit der Länder fällt, so dass eine Bindung der 

Landeshauptstadt Dresden an das WKÜ nach dessen Art. 34 lit. b davon abhängt, ob der 

Freistaat Sachsen dieses Übereinkommen förmlich angenommen hat. 
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Für eine solche Annahmeerklärung ist nach Art. 65 Abs. 1 SächsVerf der Ministerpräsident 

zuständig. Sie liegt nach hiesigem Kenntnisstand nicht vor. Sie kann auch nicht dadurch als 

ersetzt gelten, dass die Ernennung zum Weltkulturerbe einen Antrag voraussetzt. Denn 

erstens erfolgt die Meldung eines Kulturguts zur Aufnahme in die „Liste des Erbes der Welt“ 

gemäß § 11 Abs. 1 WKÜ durch den jeweiligen Vertragsstaat, hier also die Bundesrepublik 

Deutschland. Der Freistaat Sachsen tritt dabei rechtlich nach außen nicht in Erscheinung. 

Zweitens kennt das Völkerrecht zwar die Möglichkeit eines mündlichen, nicht aber eines 

konkludenten Vertragsschlusses. 

 

Der Bürgerentscheid kann mithin schon allein deshalb nicht gegen § 24 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 

SächsGemO i.V.m. Art. 4 Satz 2, Art. 5 lit. a WKÜ verstoßen und so rechtswidrig sein, weil 

eine Bindung der Landeshauptstadt Dresden an diesen Vertrag schlechterdings nicht 

besteht. 

 

Zu diesem Schluss müssen übrigens sogar die Vertreter der sog. (strengen) zentralistischen 

Theorie kommen, die dem Bund aufgrund seiner Außenvertretungsbefugnis (Art. 32 Abs.1 

GG) nicht nur eine Vertragsabschluss-, sondern sogar eine Transformationskompetenz über 

solche Materien zubilligen wollen, für die er innerstaatlich nach Art. 70 ff. GG keine 

Regelungskompetenz hätte. 
 

So etwa Grewe, Die auswärtige Gewalt in der Bundesrepublik, 

VVDStRL 12 (1954), S. 129 (162ff.); Menzel, ebd., S. 179 (200ff.). 

 

Selbst wenn der Bund über Länderangelegenheiten völkerrechtliche Verträge schließen und 

diese dann durch Bundesgesetz in innerstaatliches Recht umsetzen dürfte, so hat er 

jedenfalls im vorliegenden Fall davon keinen Gebrauch gemacht, sondern die Bindung der 

Länder durch Implementierung von Art. 34 lit. b WKÜ von deren Annahme des 

Übereinkommens abhängig gemacht. An dieser fehlt es hier. 

 

cc) Hilfsweise: Verstoß gegen § 24 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 SächsGemO i.V.m. dem WKÜ 

 

Selbst wenn man – entgegen der hier vertretenen Auffassung – annehmen wollte, das WKÜ 

binde auch die Landeshauptstadt Dresden, stellt sich die Frage, ob in der Sache ein Verstoß 

gegen § 24 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 SächsGemO i.V.m. Art. 4 Satz 2, Art. 5 lit. a WKÜ vorliegt. 
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Davon könnte man bereits ausgehen, wenn das Weltkulturerbekomitee das Kulturgut – wie 

vorliegend – nach Art. 11 Abs. 4 WKÜ auf die „Liste des gefährdeten Erbes der Welt“ gesetzt 

hat. 
 

So offenbar Fastenrath, Gutachten vom 9. August 2006, S. 12.  

 

Für diese formale Betrachtungsweise spricht ihre Einfachheit; die Entscheidung des 

Komitees ist ein klares Abgrenzungskriterium. Allerdings ist sie für die Auslegung des WKÜ 

nicht verbindlich. Die Parallele zum Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ist in 

zweifacher Hinsicht fragwürdig. Zum einen ist der EGMR ein nach Rechtssätzen 

entscheidendes Gericht, wohingegen das Weltkulturerbekomitee als Expertengremium bei 

der Führung der „Roten Liste“ nach Art. 11 Abs. 4 WKÜ über einen weiten Einschätzungs-

spielraum verfügt. Zum anderen erklärt Art. 46 Abs. 1 EMRK die Entscheidungen des 

Gerichtshofs ausdrücklich für verbindlich, was das WKÜ für Beschlüsse des Weltkultur-

erbekomitees gerade nicht tut. 

 

Richtigerweise ist deshalb eine materielle Betrachtungsweise vorzunehmen und unabhängig 

von Entscheidungen des Komitees danach zu fragen, ob das Kulturgut tatsächlich gefährdet 

ist. Demnach ist der Beschluss des Weltkulturerbekomitees vom 11. Juli 2006, das Dresdner 

Elbtal auf die „Liste des gefährdeten Erbes der Welt“ zu setzen, bei der Entscheidung der 

Frage, ob ein Verstoß gegen Art. 4 und 5 WKÜ vorliegt, nicht unbeachtlich, aber auch nicht 

allein maßgeblich. Vielmehr kommt es darauf an, ob der Freistaat Sachsen als Rechtsträger 

des Regierungspräsidiums seinen (hier nur hilfsweise unterstellten) völkerrechtlichen 

Verpflichtungen aus dem Weltkulturerbeübereinkommen genügt hat. Dabei gilt es zu 

beachten, dass das WKÜ nur Bemühenspflichten aufstellt. 
 

Vgl. Art. 4 Satz 2 WKÜ: Der Vertragsstaat „wird [nicht: muss!] alles in 

seinen Kräften Stehende tun“. 

 

Vgl. Art. 5 WKÜ: „... wird sich jeder Vertragsstaat bemühen ...“.  

 

Bemühenspflichten gebieten dem Vertragsstaat lediglich, das geschützte Gut als öffentlichen 

Belang mit angemessenem Gewicht in seine Abwägungsentscheidungen einzubeziehen; ein 

absoluter Vorrang vor anderen öffentlichen oder privaten Belangen ist damit indes nicht 

verbunden. 

 

Im Einzelnen ist zwischen den Bestimmungen der Artikel 4 Satz 2 und 5 lit. a WKÜ zu 

differenzieren: 
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Art. 4 Satz 2 WKÜ zielt auf Schutz und Erhaltung des Weltkulturerbes. Diese Bemühens-

pflicht wird nur verletzt, wenn durch eine Maßnahme eines Vertragsstaats der Bestand des 

Kulturguts schlechthin bedroht wird. Dies ist nur in existenzbedrohenden Fällen 

anzunehmen. Ein solcher liegt hier nicht vor. Der Flächenverbrauch durch den Bau der 

Waldschlößchenbrücke ist – gemessen an der Gesamtfläche des Weltkulturerbe Dresdner 

Elbtal – zu vernachlässigen. Auch eine irreversible Schädigung ist nach der Stellungnahme 

von Prof. Dr.-Ing. Stritzke et al. zum Gutachten der RWTH Aachen (S. 6) auszuschließen. 

Der Landschaftsraum wird zwar durch die Brücke optisch geteilt, die Auenlandschaft bleibt 

aber in ihrer Substanz erhalten. 

 

Die Verpflichtungen aus Art. 5 lit. a WKÜ sind weniger konkret. Der Vertragsstaat muss sich 

lediglich bemühen, im Rahmen seiner allgemeinen Politik den Schutz des Weltkulturerbes in 

erschöpfende Planungen einzubeziehen. Im vorliegenden Falle ist freilich zu beachten, dass 

der Bürgerentscheid keine Planung darstellt, sondern lediglich die durch den 

Planfeststellungsbeschluss vom 25. Februar 2004 bereits geschaffene Baufreiheit in 

Anspruch nimmt. Diese Inanspruchnahme tangiert rein tatbestandlich Art. 5 lit. a WKÜ selbst 

dann nicht, wenn – was unter IV. näher zu untersuchen sein wird – der Planfest-

stellungsbeschluss seinerseits mit Art. 5 lit. a WKÜ unvereinbar und daher aufzuheben sein 

sollte, denn bis zu einer solchen Aufhebung ist der Planfeststellungsbeschluss wirksam. 

 

dd) Zwischenergebnis 

 

Der Bürgerentscheid vom 27. Februar 2005 ist rechtmäßig. Er verstößt nicht gegen § 24 

Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 SächsGemO i.V.m. Art. 4 Satz 2, Art. 5 lit. a WKÜ, selbst wenn die Stadt 

Dresden entgegen der hier vertretenen Auffassung an das Weltkulturerbeübereinkommen 

gebunden sein sollte. 

 

b) Verstoß gegen die Sperrwirkung des Bürgerentscheids 

 

aa) Umfang der Sperrwirkung 

 

Nach § 24 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO kann das Ergebnis eines Bürgerentscheids binnen 

drei Jahren nur durch einen neuen Bürgerentscheid abgeändert werden. Erst recht kann 

deshalb der Stadtrat – entgegen der sonst geltenden actus-contrarius-Theorie – den 

Bürgerentscheid, der seinen eigenen Beschlüssen im Rang gleichsteht (§ 24 Abs. 4 Satz 1 

SächsGemO), nicht aufheben. Seine Entscheidungskompetenz ist insoweit eingeschränkt. 
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Dies gilt auch dann, wenn sich nach Durchführung des Bürgerentscheids die Sachlage 

wesentlich ändert. 
 

Vgl. OVG Schleswig, Urt. v. 21. Juni 1995, Az. 2 L 121/94 – zitiert nach 

juris; Menke/Arens, SächsGemO, 4. Aufl., § 24 Rn. 10; Brüggen/ 

Heckendorf, SächsGemO, Rn. 109; Bock, in: Kunze/Bronner/Katz 

(Hrsg.), Gemeindeordnung für Baden-Württemberg, § 21 Rn. 35; 

Lissack, Bayerisches Kommunalrecht, § 4 Rn. 130; Thiele, Nieder-

sächsische Gemeindeordnung, 6. Aufl., S. 72; von Mutius/Rentsch, 

Kommunalverfassungsrecht Schleswig-Holstein, 4. Aufl., § 16g GO, 

Rn. 9. 

 

Sofern dies rechtlich und tatsächlich möglich ist, muss der Bürgerentscheid vollzogen 

werden. Eine clausula rebus sic stantibus kennt das Gesetz nicht. Wenn nach Ansicht des 

Gemeinderats die „Geschäftsgrundlage“ eines Bürgerentscheids entfallen ist, weil sich 

wesentliche Umstände, die der Meinungsbildung der Bürgerschaft zugrunde lagen, 

schwerwiegend geändert haben, so kann er auf eine Änderung der Beschlusslage hinwirken, 

indem er gemäß § 24 Abs. 1 SächsGemO mit Zwei-Drittel-Mehrheit einen neuen Bürger-

entscheid beschließt. Der inhaltliche Zugriff auf das Abstimmungsergebnis ist ihm hingegen 

mit Blick auf die unmittelbarere demokratische Legitimation des Bürgerentscheids aus gutem 

Grund versagt. 

 

Vorliegend ergibt sich die Besonderheit, dass durch den Bürgerentscheid nur über das „Ob“ 

des Brückenbaus sowie über die Linienführung des Verkehrszeuges entschieden worden ist. 

Über das „Wie“ der Bauausführung, also etwa Fragen der Baugestaltung, aber auch 

Vergabeangelegenheiten, enthält der Bürgerentscheid hingegen keine Aussagen. Zu diesen 

Entscheidungen ist gemäß § 28 Abs. 1 SächsGemO der Stadtrat berufen. 

 

Die Sperrwirkung des § 24 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO liefe leer, wenn der Stadtrat den 

Vollzug eines ihm nicht genehmen Bürgerentscheids verhindern könnte, indem er die hierfür 

erforderlichen Ausführungsbeschlüsse nicht fasst. Zwar hat der Bürgerentscheid vom  

27. Februar 2005 über diese Gesichtspunkte nicht befunden, so dass der Rat insoweit über 

Gestaltungsspielraum verfügt. Er ist aber verpflichtet, (irgend-) eine Entscheidung über das 

„Wie“ des Brückenbaus zu treffen und so die Vollzugsfähigkeit des Bürgerentscheids 

herzustellen. 
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bb) Verpflichtung zum unverzüglichen Vollzug des Bürgerentscheids 

 

Der Bürgerentscheid vom 27. Februar 2005 enthält keine Bestimmung, wann er zu voll-

ziehen ist. Diese Frage ist anhand der Parallelwertung des § 24 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO 

zu beurteilen. Nach dieser Vorschrift steht der Bürgerentscheid einem Stadtratsbeschluss 

gleich. Gemäß § 52 Abs. 1 SächsGemO ist es Amtspflicht des Oberbürgermeisters, 

Beschlüsse des Stadtrats zu vollziehen. Es ist also zu fragen, inwieweit er mit dem Vollzug 

zuwarten kann. Eine ausdrückliche Regelung dazu enthält die Sächsische Gemeinde-

ordnung nicht. 

 

Eine Anknüpfung an die Drei-Jahres-Frist des § 24 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO erscheint 

verfehlt. Diese Auffassung würde zu einer Rechtslücke führen: innerhalb der drei Jahre wäre 

das Unterlassen rechtmäßig, weil noch keine Pflicht zum Vollzug besteht, und nach Ablauf 

der drei Jahre wäre das Unterlassen ebenfalls rechtmäßig, weil eine Pflicht zum Vollzug 

aufgrund des Ablaufs der Sperrwirkung nicht mehr besteht. Im Übrigen würde man dem 

Oberbürgermeister gewiss nicht drei Jahre Zeit zubilligen, um einen Stadtratsbeschluss zu 

vollziehen. Insoweit würde durch eine Drei-Jahres-Frist die Parallelwertung des § 24 Abs. 4 

Satz 1 SächsGemO unterlaufen. 

 

Richtigerweise dürfte eine Pflicht zum unverzüglichen Vollzug bestehen, d.h. ein Verbot 

schuldhaften Zögerns (§ 121 BGB).  
 

Vgl. von Mutius/Rentsch, Kommunalverfassungsrecht Schleswig-

Holstein, 4. Aufl., § 16g GO, Rn. 9. 

 

Gewiss darf der Bürgermeister aus sachlich begründeten Erwägungen den Vollzug kurzfristig 

hinausschieben, doch muss stets eine Tendenz zum Vollzug erkennbar sein. Er darf durch 

sein Unterlassen nicht den Vollzug als solchen verhindern wollen. Ihm obliegt es, durch 

schlüssige Darlegungen die Vermutung zu widerlegen, dass sein Zögern schuldhaft ist. 

 

Entsprechend verhält es sich, wenn der Vollzug des Bürgerentscheids – wie vorliegend – in 

einem gestuften Verfahren vor sich gehen muss. In diesem Fall ist zunächst der Stadtrat 

verpflichtet, unverzüglich die erforderlichen Ausführungsentscheidungen zu treffen und den 

Bürgerentscheid vollzugsfähig auszugestalten. Im Anschluss daran obliegt es gemäß § 52 

Abs. 1 i.V.m. § 24 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO dem Oberbürgermeister, Bürgerentscheid und 

Stadtratsbeschluss unverzüglich zu vollziehen. 
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cc) Schuldhaftes Zögern des Stadtrats 

 

Demnach bedarf es für Ziffer 3 und 4 des Stadtratsbeschlusses vom 20. Juli 2006, wonach 

der Oberbürgermeister beauftragt wird, die weitere Vergabe von Bauleistungen und den 

Baubeginn der Waldschlößchenbrücke bis zur Aufbereitung und Entscheidung über die 

Handlungsoptionen bezüglich des Erhalts des Weltkulturerbe-Status auszusetzen sowie 

weitere Maßnahmen zur Realisierung des Verkehrszuges Waldschlößchenbrücke nur im 

Konsens mit der UNESCO zu veranlassen, einer besonderen Rechtfertigung. 

Entsprechendes gilt auch für die Vertagung der Vergabeentscheidungen. Fehlt es an dieser 

Rechtfertigung, ist die damit verbundene Verzögerung des Vollzugs des Bürgerentscheids 

als schuldhaft zu qualifizieren. 

 

(1) Möglichkeit eines neuen Bürgerentscheids 

 

Ein Rechtfertigungsgrund könnte sich zunächst daraus ergeben, dass der Stadtrat in Ziffer 1 

des besagten Beschlusses den Oberbürgermeister beauftragt hat, dem Stadtrat eine Vorlage 

für die Durchführung eines neuen Bürgerentscheids zur Beschlussfassung vorzulegen. 

Dieser soll offenbar die Bindung an den Bürgerentscheid vom 27. Februar 2005 gemäß § 24 

Abs. 4 Satz 2 SächsGemO beseitigen. Grundsätzlich ist die Vorbereitung eines neuen 

Bürgerentscheids durchaus geeignet, ein Zögern beim Vollzug des alten Bürgerentscheids 

zu rechtfertigen. Dies gilt aber nur dann, wenn die Initiative zur Herbeiführung eines neuen 

Bürgerentscheids begründete Aussicht darauf hat, im Stadtrat die nach § 24 Abs. 1 

SächsGemO erforderliche Zwei-Drittel-Mehrheit zu erhalten. Demgegenüber erscheint diese 

Argumentation rechtsmissbräuchlich, wenn es bei vernünftiger Würdigung der politischen 

Kräfteverhältnisse als ausgeschlossen gelten kann, dass ein Antrag auf Durchführung eines 

neuen Bürgerentscheids eine qualifizierte Mehrheit im Rat findet. Andernfalls bestünde die 

Möglichkeit, durch eine Vielzahl solcher aussichtslosen Anträge die aus § 24 Abs. 4 Satz 2 

folgende Verpflichtung des Stadtrats zur unverzüglichen Herbeiführung der Vollzugs-

fähigkeit zu unterlaufen. 

 

So aber liegt der Fall hier: Der Antrag des Stadtrats Dr. Leonhardt (Bürgerfraktion) auf 

Durchführung eines neuen Bürgerentscheids erhielt in der Stadtratssitzung am 20. Juli 2006 

nicht die erforderliche Mehrheit von zwei Dritteln. Ein erneuter, gleich lautender Antrag in der 

Sitzung vom 10. August 2006 führte zu keinem anderen Ergebnis. Es spricht auch nichts 

dafür, dass sich diese Mehrheitsverhältnisse in absehbarer Zeit verändern könnten. Vielmehr 

verfügen die Fraktionen von CDU und FDP, die zu den erklärten Befürwortern des 

Brückenbaus gelten, über 27 von 70 Mandaten. Sie können mithin einen Beschluss zur 
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Durchführung eines neuen Bürgerentscheids zur Waldschlößchenbrücke verhindern. Auch 

eine Änderung der Sitzverteilung durch Neuwahl des Stadtrats ist nicht zu erwarten; diese 

steht erst im Jahr 2009 an. 

 

Es bleibt den Stadträten und ihren Fraktionen politisch unbenommen, auch aussichtslose 

Anträge zur Abstimmung zu stellen. Sie können sich dann allerdings im Rechtsverkehr nicht 

auf diese berufen, um die Verletzung einer Handlungspflicht (hier: Pflicht zur Herbeiführung 

der Vollzugsfähigkeit des Bürgerentscheids) zu rechtfertigen. 

 

(2) Gestaltungsspielraum des Stadtrats 

 

Die Aussetzung der Vergabe der Bauleistungen sowie des Baubeginns könnte aber dadurch 

gerechtfertigt sein, dass dem Stadtrat ungeachtet der Sperrwirkung des Bürgerentscheids 

ein gewisses Maß an Entscheidungskompetenz geblieben ist. Der Bürgerentscheid vom  

27. Februar 2005 enthält nämlich nur eine Entscheidung über das „Ob“ des Brückenbaus 

sowie über die Linienführung des Verkehrszugs. Die Einzelheiten der Bauausführung, 

insbesondere die Baugestaltung, können somit vom Stadtrat geregelt werden. Der Rat ist 

dabei nicht an die Vorschläge der Stadtverwaltung gebunden, sondern kann grundsätzlich 

auch Umplanungen vornehmen. Er ist hieran auch nicht durch den Planfest-

stellungsbeschluss vom 25. Februar 2004 gehindert; dieser schafft lediglich Baufreiheit, 

verpflichtet aber nicht zum Bauen. 

 

Die Entscheidungskompetenz – und damit auch der politische Gestaltungsspielraum – des 

Stadtrats stößt allerdings an ihre Grenzen, wenn der Rat im Gewande eines 

Ausführungsbeschlusses das bereits durch Bürgerentscheid geregelte „Ob“ des 

Brückenbaus in Frage stellt. So scheidet beispielsweise die vieldiskutierte „Tunnellösung“ 

aus, da sich der Bürgerentscheid ausdrücklich auf eine Waldschlößchenbrücke festgelegt 

hat. An diese Entscheidung ist der Stadtrat nach § 24 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO gebunden. 

 

Bei der Wahrnehmung seiner verbliebenen Entscheidungsbefugnisse ist der Stadtrat 

gehalten, die Vollzugsfähigkeit des Bürgerentscheids unverzüglich herzustellen, d.h. die 

erforderlichen Ausführungsbeschlüsse ohne schuldhaftes Zögern zu fassen. Das Bestreben 

der Stadtrats, durch die Baugestaltung den Bau der Waldschlößchenbrücke mit dem Status 

„Weltkulturerbe“ zu vereinbaren, könnte einen sachlichen Grund darstellen, die Vergabe der 

Bauleistungen zurückzustellen, bis ein Weg gefunden worden ist, um dieses Ziel zu 

erreichen. Ob dieser Umstand tatsächlich geeignet ist, den damit einhergehenden Zeitverlust 

zu rechtfertigen, hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. 
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Vorliegend spricht viel dafür, dass nach Auffassung des Weltkulturerbekomitees die 

Waldschlößchenbrücke am vorgesehenen Standort unabhängig von ihrer konkreten 

Baugestaltung mit dem Status des Dresdner Elbtals als Weltkulturerbe unvereinbar ist. In der 

Pressemitteilung des UNESCO-Welterbezentrums vom 11. Juli 2006 heißt es: 

 
„The Committee decided that plans to build a bridge across the Elbe 

would have such a serious impact on the integrity of property’s 

landscape that it may no longer deserve to be on the World Heritage 

List.”  

 

(“Das Komitee beschloss, dass die Pläne zum Bau einer [nicht: dieser] 

Brücke über die Elbe einen solch ernsthaften Einfluss auf die Integrität 

der Landschaft des Kulturguts hat, dass dieses es nicht mehr 

verdienen würde, auf der Liste des Erbes der Welt zu stehen.“) 

 

Auch Äußerungen der Vorsitzenden des Welterbekomitees, Ina Marciulionyte, lassen einen 

Kompromiss als ausgeschlossen erscheinen: 
 

„Es geht nur entweder – oder.“ (Zitiert nach: Sächsische Zeitung vom 

12. Juli 2006) 

 

Es handelt sich also nicht lediglich um eine „subjektive Einschätzung“, also quasi eine 

Privatmeinung einer einzelnen Mitarbeiterin des Welterbezentrums oder gar UNESCO-

fremder Personen. 
 

So aber Fastenrath, Gutachten vom 9. August 2006, S. 6. 

 

Selbst wenn Umplanungen zum Erhalt des Weltkulturerbe-Status führen könnten, wäre dafür 

ein neues, zeitaufwändiges Planfeststellungsverfahren erforderlich. Bei der Würdigung der 

Einzelfallumstände ist schließlich – und zwar maßgeblich – auch zu berücksichtigen, dass 

der Stadtratsbeschluss vom 20. Juli 2006 von jenen politischen Kräften in der 

Landeshauptstadt Dresden getragen wird, die sich seit Jahren generell und vehement gegen 

jede Form des Baus der Waldschlößchenbrücke ausgesprochen haben. Aus diesem Grunde 

liegt die Vermutung nahe, dass die Stadtratsmehrheit nicht den Bau einer 

welterbeverträglichen Waldschlößchenbrücke bezweckt, sondern durch Verzögerung der 

Beschlussfassung zur Baugestaltung und durch eventuelle Umplanungen den Baubeginn vor 

Ablauf der Sperrfrist des § 24 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO gänzlich verhindern will. 
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Vgl. den Artikel „UNESCO: Rote Liste in Köln und Wien – bald auch in 

Dresden?“ der Sprecherin der Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die 

Grünen, Eva Jähnigen, im Fraktionsmagazin „monatsecho“, Ausgabe 

Juli 2006, S. 6f.: „Da das Gefühl für Schönheit und Ästhetik immer 

mehr verloren geht, sind Gutachten wie das der RWTH Aachen zur 

Vereinbarkeit von Waldschlößchenbrücke und Welterbetitel 

unabdingbar und unbedingt ernst zu nehmen. Angesichts der klaren 

Aussage, dass aus ihrer Sicht beides nicht vereinbar ist, da die Brücke 

das Welterbe an sensibelster Stelle irreversibel zerstört, müsste die 

Stadt in höchste Alarmbereitschaft versetzt sein. Die „diplomatischen“ 

Bemühungen der Stadt um eine Anerkennung des Brückenbaues 

scheinen dabei eher kontraproduktiv zu sein. Angesichts der 

vergleichsweise geringen Kosten von nur 14 Mio. EUR für die Brücke 

in Niederwartha ist der Bau der Waldschlößchenbrücke (157 Mio. 

EUR) auch hinsichtlich der Verschwendung von Steuermitteln 

unvertretbar.“ 

 

Ziffer 3 und 4 des Stadtratsbeschlusses vom 20. Juli 2006 sowie die Vertagung der Vergabe-

beschlüsse beziehen sich nur formal und rein äußerlich auf die Regelung der 

Bauausführung; in Wirklichkeit wird – durch schuldhaftes Verzögern eines 

Ausführungsbeschlusses – rechtswidrig über das „Ob“ des Brückenbaus befunden. Folglich 

sind die erwähnten Stadtratsbeschlüsse vom 20. Juli 2006 nicht mehr – wie geboten – auf 

die unverzügliche Herstellung der Vollzugsfähigkeit des Bürgerentscheids gerichtet; es fehlt 

die „Tendenz zum Vollzug“. 

 
So zutreffend RP Dresden, Pressemitteilung vom 14. August 2006. 

 

c) Ergebnis 

 

Ziffer 3 und 4 des Beschlusses des Stadtrats der Landeshauptstadt Dresden vom 20. Juli 

sowie die Vertagung der Vorlagen Nr. V1349, V1350, V1351, V1352 und V1353 verstoßen 

gegen die Pflicht des Stadtrats zur unverzüglichen Herstellung der Vollzugsfähigkeit des 

Bürgerentscheids vom 27. Februar 2005 aus § 24 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO. 

 

2. Verstoß gegen § 72 Abs. 2 SächsGemO 

 

In Betracht kommt ferner ein Verstoß gegen § 72 Abs. 2 SächsGemO. Durch diese Norm ist 

die Landeshauptstadt Dresden zur wirtschaftlichen und sparsamen Haushaltsführung 
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gehalten. Die Vorschrift verpflichtet die Gemeindeorgane, so zu wirtschaften, dass unnötige 

Ausgaben vermieden werden 
 

Vgl. Brüggen/Heckendorf, SächsGemO, Rn. 244; Waechter, 

Kommunalrecht, 3. Aufl., Rn. 445: „gleichsam treuhänderische Ver-

waltung der öffentlichen Gelder für den Steuerbürger“. 

 

Bei der Wahrnehmung dieser Verpflichtung haben die Gemeinden einen gewissen, durch die 

verfassungsrechtliche Garantie der kommunalen Selbstverwaltung vor gerichtlicher (und 

rechtsaufsichtlicher) Nachprüfung geschützten Beurteilungsspielraum.  
 

Vgl. Gern, Sächsisches Kommunalrecht, Rn. 732; Brüggen/Hecken-

dorf, SächsGemO, Rn. 244; Falk, in: von Brünneck/Peine (Hrsg.), 

Staats- und Verwaltungsrecht in Brandenburg, S. 195; zurückhaltender 

Menke/Arens, SächsGemO, 4. Aufl., § 72 Rn. 6. 

 

Wo die Grenze zum Verstoß gegen § 72 Abs. 2 SächsGemO genau liegt, ist im Einzelfall oft 

schwer zu bestimmen. Sie ist aber auf jeden Fall dann überschritten, wenn finanzielle 

Beeinträchtigungen des kommunalen Vermögens auf rechtswidrigem Verhalten der 

Gemeinde beruhen. 

 

So verhält es sich hier. Die vergaberechtliche Zuschlagsfrist nach § 19 VOB/A endet am  

1. September 2006. Wird der Zuschlag bis dahin nicht erteilt, so entstehen zum einen 

Schadensersatzansprüche der Bieter gegen die Landeshauptstadt Dresden aus §§ 280, 282, 

241 Abs. 2, 311 Abs. 2 BGB (culpa in contrahendo) sowie aus § 839 BGB, Art. 34 GG i.V.m. 

§ 72 Abs. 2 SächsGemO. 
 

Vgl. BGH, BauR 1984, S. 631; BauR 1985, S. 75; Hertwig, Praxis der 

öffentlichen Auftragsvergabe, 2. Aufl., Rn. 270; zum (ausnahmsweise) 

drittschützenden Charakter des § 72 Abs. 2 SächsGemO im 

Vergabeverfahren vgl. Gern, Sächsisches Kommunalrecht, Rn. 732. 

Die Stadträte sind Beamte im haftungsrechtlichen Sinne, vgl. 

Menke/Arens, SächsGemO, 4. Aufl., § 35 Rn. 1. 

 

Zum anderen müssten die Bauleistungen erneut zur Vergabe ausgeschrieben werden; dabei 

besteht keine Bindung der Bieter an ihre bisherigen Gebote mehr. Aller Wahrscheinlichkeit 

nach würde der Bau der Waldschlößchenbrücke dadurch – schon allein aufgrund der zum 

1.1.2007 anstehenden Umsatzsteuererhöhung um drei Prozentpunkte und tendenziell 

steigender Baustoffkosten – nicht unerheblich teurer werden. Der Landeshauptstadt Dresden 
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entstünde somit ein Schaden, der auf ein rechtswidriges Zögern des Stadtrats bei der 

Vergabe zurückzuführen ist. 

 

Ziffer 3 und 4 des Stadtratsbeschlusses und die Vertagung der Vergabeentscheidung 

verstoßen deshalb auch gegen die Verpflichtung der Landeshauptstadt Dresden zur 

wirtschaftlichen und sparsamen Haushaltsführung aus § 72 Abs. 2 SächsGemO. 

 

Ob und welche zivil- und strafrechtlichen Konsequenzen – etwa mit Blick auf eine eventuelle 

Haftung der Stadträte aus § 823 Abs. 2 BGB, § 266 StGB – sich aus diesem öffentlich-

rechtlichen Befund ergeben, ist nicht Gegenstand des Gutachtenauftrags und braucht daher 

an dieser Stelle nicht näher untersucht zu werden. 

 

3. Zusammenfassung 

 

Ziffer 3 und 4 des Stadtratsbeschlusses leiden unter zwei rechtlich beachtlichen Fehlern: sie 

verstoßen gegen die Sperrwirkung des Bürgerentscheids aus § 24 Abs. 4 Satz 2 

SächsGemO und verletzen die Pflicht der Landeshauptstadt Dresden zur sparsamen und 

wirtschaftlichen Haushaltsführung aus § 72 Abs. 2 SächsGemO. Diese Mängel führen zur 

Rechtswidrigkeit des Beschlusses. 

 

II.  Rechtmäßigkeit kommunalaufsichtlicher Maßnahmen 
 

Da, wie soeben festgestellt, Ziffer 3 und 4 des Stadtratsbeschlusses vom 20. Juli 2006 

rechtswidrig sind, durfte das Regierungspräsidium Dresden diesen Beschluss gemäß § 114 

SächsGemO beanstanden und seine Aufhebung verlangen.  

 

Die Landeshauptstadt Dresden hat ferner rechtswidrig gehandelt, indem sie es unterlassen 

hat, die in den Vorlagen Nr. V1349, V1350, V1351, V1352 und V1353 vorgesehenen 

Vergabeentscheidungen zu treffen. Auf dieses rechtswidrige Unterlassen durfte die 

Rechtsaufsichtsbehörde mit einer Anordnung gemäß § 115 SächsGemO reagieren. 

 

Sollte die Landeshauptstadt Dresden der Beanstandung und Anordnung binnen der 

eingeräumten Frist bis zum 24. August 2006 – die in Anbetracht des drohenden Ablaufs der 

vergaberechtlichen Zuschlagsfrist angemessen ist – nicht Folge leisten, kann die 

Rechtsaufsichtsbehörde im Wege der Ersatzvornahme (§ 116 SächsGemO) den 

Stadtratsbeschluss aufheben und an Stelle und auf Kosten der Stadt über die Vergabe 

entscheiden. 
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Gegen diese Verwaltungsakte kann die Landeshauptstadt Dresden verwaltungsgerichtlich 

nach erfolglosem Widerspruchsverfahren (§§ 68ff. VwGO) mit der Anfechtungsklage 

vorgehen, denn die Möglichkeit einer Verletzung des kommunalen Selbstverwaltungsrechts 

ist theoretisch nicht auszuschließen. Erfolg hätte eine solche Klage aber nur dann, wenn sie 

auch in der Sache begründet ist. Die Selbstverwaltungsgarantie aus Art. 28 Abs. 2 GG,  

Art. 82 Abs. 2 SächsVerf ist nur „im Rahmen der Gesetze“ gewährleistet. Überschreitet die 

Gemeinde hingegen diesen Rahmen, kann die Rechtsaufsicht korrigierend eingreifen; sie ist 

kein Widerspruch, sondern notwendiges Korrelat zur kommunalen Selbstverwaltung. 

 
Vgl. BVerfGE 6, S. 104 (118), 78, S. 331 (341). 

 

Da diese Voraussetzungen hier – wie unter B.I dargelegt – gegeben sind, wird eine 

eventuelle Klage der Landeshauptstadt Dresden ohne Erfolg bleiben. 

 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass die Anfechtungsklage zwar grundsätzliche 

aufschiebende Wirkung hat (§ 80 Abs. 1 VwGO). Die Rechtsaufsichtsbehörde kann jedoch 

nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO die sofortige Vollziehung anordnen, wenn daran ein 

besonderes öffentliches Interesse besteht. Dieses ergibt sich hier daraus, dass die 

Sperrwirkung des Bürgerentscheids mit Ablauf des 26. Februar 2008 ausläuft; bis dahin ist 

nach der Lebenserfahrung nicht mit einem rechtskräftigen Abschluss des verwaltungs-

gerichtlichen Verfahrens zu rechnen. Hinzu kommt, dass Schadensersatzansprüche der 

Bieter aus dem Vergaberecht entstehen, wenn der Zuschlag nicht bis zum Ablauf der 

Zuschlagsfrist am 1. September 2006 erteilt wird. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung 

wäre demnach rechtmäßig, so dass noch während des laufenden Verwaltungsprozesses mit 

dem Bau der Waldschlößchenbrücke begonnen werden könnte. 

 

III.  Rechtsbehelfe von Bürgern 
 

Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob aus den Reihen der Bürgerschaft die oben 

festgestellte objektive Verpflichtung des Stadtrats zur Herstellung der Vollzugsfähigkeit des 

Bürgerentscheids (d.h. zur Vergabe der Bauleistungen) auf dem Verwaltungsrechtsweg 

durchgesetzt werden kann. 

 

1. Hauptsacheklage 

 

Eine Klage vor dem Verwaltungsgericht Dresden wäre in Anlehnung an die Rechtsprechung 

des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts zu § 25 Abs. 3 Satz 4 SächsGemO, die hier 
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zugrunde zu legen ist, nicht als Kommunalverfassungsstreit, sondern als allgemeine 

Leistungsklage statthaft. 
 

Vgl. dazu SächsOVG, SächsVBl. 2004, S. 260ff. 

 

Sie ist gegen den Rechtsträger, also die Landeshauptstadt Dresden zu richten. Der 

Klageantrag müsste darauf lauten, die Beklagte zu verurteilen, den Bürgerentscheid vom  

27. Februar 2005 unverzüglich zu vollziehen. 

 

Die Klage ist jedoch nach § 42 Abs. 2 VwGO (analog) nur dann zulässig, wenn die Kläger 

eine mögliche Verletzung eigener Rechte geltend machen können. Dazu müsste den 

Klägern ein Anspruch zustehen. Dies ist der Fall, wenn eine Rechtsnorm nicht nur im 

Interesse der Allgemeinheit, sondern zumindest auch im Interesse des Klägers besteht 

(Schutznormtheorie). 

 

Das Gebot wirtschaftlicher und sparsamer Haushaltsführung (§ 72 Abs. 2 SächsGemO) 

enthält nur einen objektiven Rechtssatz und scheidet als Anspruchsgrundlage daher aus. Ein 

Anspruch könnte sich aber aus der Verletzung des § 24 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO ergeben, 

wenn der objektiven Verpflichtung der Stadt zum Vollzug des Bürgerentscheids ein 

subjektiver Anspruch auf Vollzug korrespondiert. 
 

So Menke/Arens, SächsGemO, 4. Aufl., § 24 Rn. 11; Brüggen/Hecken-

dorf, SächsGemO, Rn. 109; Gern, Deutsches Kommunalrecht, 3. Aufl., 

Rn. 590; Fischer, DÖV 1996, S. 181 (186); VGH Mannheim, ESVGH 

25, S. 190 (196) = DVBl. 1975, S. 552 (553); offen gelassen vom 

BayVGH, Beschl. v. 5. März 1999, Az. 4 ZE 98.2976 – zitiert nach juris. 

 

Diese Frage ist im Wege der Auslegung zu klären. Dabei ist die Gesetzessystematik ein 

wesentliches Kriterium. Gemäß § 25 Abs. 3 Satz 4 SächsGemO entfaltet ein zulässiges 

Bürgerbegehren Sperrwirkung gegen ihm zuwiderlaufende Beschlüsse des Gemeinderats. 

Damit soll verhindert werden, dass der Gemeinderat die Realisierung des politischen Ziels 

des Bürgerbegehrens vereitelt. Diese Schutzvorschrift greift schon im Vorfeld des 

Bürgerentscheids, obwohl der Gemeinderat zu diesem Zeitpunkt noch nicht nach § 24 Abs. 4 

Satz 2 SächsGemO gebunden ist. Sie verleiht nach im Grundsatz unbestrittener Auffassung 

wehrfähige subjektive Rechte, deren Schutz auf dem Verwaltungsrechtsweg durch Erlass 

einer einstweiligen Anordnung nach § 123 VwGO erreicht werden kann. Umstritten ist 

lediglich, ob der Anspruch aus § 25 Abs. 3 Satz 4 SächsGemO nur den Vertretern des 

Bürgerbegehrens (§ 25 Abs. 2 Satz 1 SächsGemO) zusteht oder durch jeden Unterzeichner 
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geltend gemacht werden kann. Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat sich der 

erstgenannten Auffassung angeschlossen. 
 

Vgl. Beschl. v. 6. Februar 1997, SächsVBl. 1997, S. 215ff. 

 

Die Interessenlage bei § 25 Abs. 3 Satz 4 SächsGemO und bei § 24 Abs. 4 Satz 2 

SächsGemO ist ähnlich. Beide Vorschriften gehen von einer dem Bürgerbegehren bzw. dem 

Bürgerentscheid „feindlich“ gesinnten Gemeinderatsmehrheit aus; beide bezwecken einen 

jedenfalls objektiven Schutz dagegen. Es erscheint wenig einsichtig, warum dieser Schutz 

bei § 24 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO weniger stark ausgeprägt sein soll, obwohl sich doch der 

Bürgerwille inzwischen verdichtet hat und gemäß § 24 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO sogar 

einem Beschluss des Gemeinderats gleichsteht. Dann könnte ein dem Bürgerbegehren 

zuwiderlaufender Beschluss verwaltungsgerichtlich verhindert werden, ein dem (stärkeren) 

Bürgerentscheid zuwiderlaufender Beschluss hingegen nicht. Dieser Widerspruch ist nicht 

überzeugend begründbar. 

 

Fraglich kann allein sein, wer Träger des Vollzugsanspruchs aus § 24 Abs. 4 Satz 2 

SächsGemO ist. Menke/Arens, SächsGemO, 4. Aufl., § 24 Rn. 11 halten jeden 

Abstimmungsberechtigten für anspruchsberechtigt. Diese recht weitgehende Auffassung 

tendiert zu der von § 42 Abs. 2 VwGO gerade nicht gewollten Popularklage und steht im 

Widerspruch zur Rechtsprechung des SächsOVG zu § 25 Abs. 3 Satz 4 SächsGemO. 

Vorzugswürdig ist es deshalb, (nur) den Vertretern des Bürgerbegehrens den Anspruch 

zuzuerkennen. Der denkbare Einwand, diese Vertrauenspersonen seien nur zur Vertretung 

der Unterzeichner des Bürgerbegehrens befugt, wohingegen beim Bürgerentscheid die 

Bürgerschaft in ihrer Gesamtheit handelt, überzeugt bei näherer Betrachtung nicht. Ein 

Bürgerbegehren ist zu befolgen, wenn es im Wege eines Bürgerentscheids mit hinreichender 

Mehrheit (§ 24 Abs. 3 Satz 1 SächsGemO) angenommen wurde. Tritt diese Bedingung ein 

und wird der Vollzug dennoch entgegen § 24 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO verweigert, so 

werden dadurch (mittelbar) auch die Rechte der Unterzeichner des Bürgerbegehrens 

verletzt. Zu deren – ggf. auch verwaltungsgerichtlicher – Wahrnehmung sind nach § 25 Abs. 

2 Satz 1 SächsGemO die Vertrauenspersonen berufen. 

 

Nach zutreffender Auffassung stellt § 24 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO also nicht nur objektives 

Recht dar, sondern verleiht (i.V.m. § 24 Abs. 4 Satz 1 und § 52 Abs. 1 SächsGemO) zugleich 

den Vertretern des Bürgerbegehrens einen klagefähigen Anspruch gegen die Gemeinde auf 

unverzüglichen Vollzug des Bürgerentscheids. Im vorliegenden Falle sind somit der 

Vorsitzende der FDP-Fraktion im Stadtrat der Landeshauptstadt Dresden, Herr Jan Mücke, 

sowie die Herren Dr. Brauns und Köhler-Totzki in ihrer Eigenschaft als Vertreter des 
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Bürgerbegehrens klagebefugt. Der Bürgerinitiative „Pro Waldschlößchenbrücke“ oder 

einzelnen anderen Bürgern steht dagegen kein Klagerecht zu. 

 

Die Klage wäre auch begründet, weil die Landeshauptstadt Dresden nach den obigen 

Ausführungen den Vollzugsanspruch der Kläger nicht erfüllt hat und dieses Zögern 

schuldhaft ist. Das rechtskräftige Urteil bindet die Stadt als Körperschaft des öffentlichen 

Rechts einschließlich ihrer Organe. Es ist deshalb unbeachtlich, dass der Vollzug vorliegend 

in einem gestuften Verfahren (zunächst Herstellung der Vollzugsfähigkeit durch den Stadtrat, 

danach Vollzug durch den Oberbürgermeister) erfolgen muss; beide Organe werden durch 

das Urteil verpflichtet. 

 

2. Vorläufiger Rechtsschutz 

 

Da Verfahren vor den Verwaltungsgerichten erfahrungsgemäß Jahre in Anspruch nehmen, 

stellt sich neben der Klagemöglichkeit noch die Frage nach den Erfolgsaussichten eines 

Eilantrags. Dieser wäre darauf zu richten, der Antragsgegnerin im Wege einstweiliger 

Anordnung (§ 123 VwGO) aufzugeben, den Bürgerentscheid vom 27. Februar 2005 

unverzüglich zu vollziehen. 

 

Ein Anordnungsanspruch folgt aus § 24 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO (siehe oben 1.). Die 

Eilbedürftigkeit (Anordnungsgrund) ergibt sich aus der auslaufenden Sperrfrist des § 24  

Abs. 4 Satz 2 SächsGemO. Problematisch ist jedoch, dass aus dem Charakter der einst-

weiligen Anordnung als vorläufige Regelung des Streitgegenstandes ein grundsätzliches 

Verbot der Vorwegnahme der Hauptsache folgt. 
 

Vgl. VGH Kassel, NVwZ-RR 1992, S. 361 (363); Schenke, Ver-

waltungsprozessrecht, 10. Aufl., Rn. 1034; Kopp/Schenke, VwGO, 13. 

Aufl., § 123 Rn. 13. 

 

Das aus Art. 19 Abs. 4 GG folgende Gebot effektiven Rechtsschutzes erfordert es jedoch, 

von diesem Grundsatz Ausnahmen zuzulassen, wenn dem Antragsteller nicht auf andere 

Weise rechtzeitig wirkungsvoller Rechtsschutz gewährleistet werden kann. Dabei sind die 

absehbaren Erfolgsaussichten in der Hauptsache zu berücksichtigen. 
 

Vgl. BVerfGE 34, S. 160 (162f.); BVerfG, NJW 1989, S. 827; 

SächsOVG, SächsVBl. 1997, S. 215; BayVGH, NVwZ 1997, S. 312; 

Hufen, Verwaltungsprozessrecht, 5. Aufl., § 33 Rn. 17; Kopp/Schenke, 
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VwGO, 13. Aufl., § 123 Rn. 14; Schenke, Verwaltungsprozessrecht, 

10. Aufl., Rn. 1036; Eyermann, VwGO, 11. Aufl., § 123 Rn. 63. 

 

Zum einen überwiegen die Erfolgsaussichten der Klage deutlich. Zum anderen ist der mit der 

Klage verfolgte Anspruch gemäß § 24 Abs. 4 Satz 2 SächsGemO zeitlich befristet. Eine 

Hauptsacheentscheidung vor dem 26. Februar 2008 ist erfahrungsgemäß nicht zu erwarten. 

Nach diesem Zeitpunkt kann die Klage nur noch abgewiesen werden, so dass der 

Rechtsschutz der Kläger leer liefe. Dies ist mit Art. 19 Abs. 4 GG nicht vereinbar. Die 

Vorwegnahme der Hauptsache durch die einstweilige Anordnung ist nicht nur gerechtfertigt, 

sondern sogar geboten. Ein Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz hätte nach alledem gute 

Erfolgsaussichten. 

 
IV.  Aufhebbarkeit des Planfeststellungsbeschlusses 
 

Schließlich ist die Frage aufgeworfen worden, ob der Planfeststellungsbeschluss des 

Regierungspräsidiums Dresden vom 25. Februar 2004 wegen Unvereinbarkeit mit den 

Verpflichtungen aus dem Weltkulturerbeübereinkommen aufzuheben ist. Diese Frage ist 

nach hier vertretener Auffassung (siehe oben B.I.1.a.bb) a priori zu verneinen, weil der 

Rechtsträger des Regierungspräsidiums, der Freistaat Sachsen, nach Art. 34 lit. b WKÜ 

mangels förmlicher Annahme nicht an das Weltkulturerbeübereinkommen gebunden ist. Die 

folgenden Ausführungen sind daher lediglich als hilfsweise Argumentation zu verstehen. 

 

1. Ermächtigungsgrundlage 

 

Ein Planfeststellungsbeschluss ist ein Verwaltungsakt in Gestalt einer Allgemeinverfügung (§ 

35 Satz 2 VwVfG); seine Aufhebung richtet sich nach den §§ 48, 49 VwVfG. Rechtswidrige 

Verwaltungsakte können unter den Voraussetzungen des § 48 VwVfG zurückgenommen, 

rechtmäßige Verwaltungsakte unter den Voraussetzungen des § 49 VwVfG widerrufen 

werden. Es kommt deshalb darauf an, ob der Planfeststellungsbeschluss bei Erlass des 

Verwaltungsakts rechtmäßig oder rechtswidrig war. Die Rechtswidrigkeit könnte sich aus 

einem Verstoß gegen § 39 Abs. 3 Satz 1 SächsStrG i.V.m. Art. 5 lit. a WKÜ ergeben. 

 

a) Rechtmäßigkeit des Planfeststellungsbeschlusses 

 

Das Dresdner Elbtal war im Zeitpunkt der Planfeststellung am 25. Februar 2004 noch nicht in 

die „Liste des Erbes der Welt“ (Art. 11 Abs. 2 WKÜ) aufgenommen worden; dies geschah 

erst durch Beschluss des Welterbekomitees vom 2. Juli 2004. Nach Ansicht von Fastenrath 

(vgl. Gutachten vom 9. August 2006, S. 8f.) ist dieser Umstand unbeachtlich, weil die 
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Qualität eines Kulturguts als Weltkulturerbe allein nach materiellen Kriterien zu beurteilen 

sei. Die Aufnahme in die „Liste des Erbes der Welt“ wäre dann nur deklaratorisch. Dieser 

Auffassung kann nicht gefolgt werden. Dagegen spricht die damit verbundene schwere 

Gefährdung der Rechtssicherheit. Bei keinem Erlass eines Planfeststellungsbeschlusses 

(oder auch nur einer normalen Baugenehmigung) könnte ausgeschlossen werden, dass das 

betroffene Gebiet ein Weltkulturerbe beherbergt, das möglicherweise erst Jahre später in die 

„Liste des Erbes der Welt“ aufgenommen wird. Der Verwaltungsakt wäre dann von Anfang 

an rechtswidrig, worüber aber erst nach der Entscheidung des Welterbekomitees Klarheit 

besteht. Die bis dahin herrschende Rechtsunsicherheit wäre allen Beteiligten unzumutbar, 

zumal der Planfeststellungsbehörde eine (völker-) rechtlich richtige Entscheidung aufgrund 

der erheblichen Beurteilungsspielräume des Welterbekomitees bei der Führung der „Liste 

des Erbes der Welt“ quasi unmöglich ist. 

 

Nach zutreffender Auffassung wird die Eigenschaft eines Kulturguts als Weltkulturerbe erst 

durch die Aufnahme in die „Liste des Erbes der Welt“ begründet; diese wirkt also konstitutiv. 

Erst mit diesem Zeitpunkt entsteht die (Bemühens-) Pflicht aus Art. 5 lit. a WKÜ in Bezug auf 

das konkrete Kulturgut. Das Regierungspräsidium Dresden war somit bei Erlass des Plan-

feststellungsbeschlusses vom 25. Februar 2004 nicht gehalten, den erst später zuerkannten 

Status des Dresdner Elbtals als Weltkulturerbe zu berücksichtigen. 

 

b) Zwischenergebnis 

 

Der Verwaltungsakt war demnach im Zeitpunkt seines Erlasses rechtmäßig, so dass eine 

Aufhebung nur in Gestalt eines Widerrufs unter den Voraussetzungen des § 49 VwVfG 

zulässig ist.  

 

2. Voraussetzungen des Widerrufs 

 

Nach  § 49 Abs. 2 Nr. 3 VwVfG kann die Behörde einen Verwaltungsakt ganz oder teilweise 

mit Wirkung für die Zukunft widerrufen, wenn sie aufgrund nachträglich eingetretener 

Tatsachen berechtigt wäre, den Verwaltungsakt nicht zu erlassen, und wenn ohne den 

Widerruf das öffentliche Interesse gefährdet würde.  

 

a) Nachträglich eingetretene Tatsache 

 

Eine „Tatsache“ i.S.v. § 49 Abs. 2 Nr. 3 VwVfG  liegt auch dann vor, wenn eine Änderung der 

Sachlage eine geänderten rechtlichen Bewertung bedarf.  
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Vgl. Sachs, in: Stelkens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, 6. Aufl., § 49 Rn. 

59. 

 

Sie ergibt sich vorliegend daraus, dass der Status des Dresdner Elbtals als Weltkulturerbe 

konstitutiv durch die Aufnahme in die Liste des Erbes der Welt begründet wurde (siehe 

oben); es handelt sich also um eine Änderung der Sach-, nicht der Rechtslage, an die 

allerdings Rechtsfolgen nach Art. 4 Satz 2, Art. 5 lit. a WKÜ geknüpft sind. Diese Änderung 

ist auch nachträglich, d.h. nach Erlass des Planfeststellungsbeschlusses, eingetreten. 

 

b) Beurteilung aus heutiger Sicht 

 

Fraglich ist aber, ob der Antrag auf Planfeststellung aufgrund dieses Umstandes heute 

abgelehnt werden dürfte. § 49 Abs. 2 Nr. 3 VwVfG gibt der Behörde keine Blankovollmacht 

für beliebige Neuregelungen, sondern nur für solche, die durch die veränderten Tatsachen 

unmittelbar veranlasst sind. Die Behörde darf sich mit dem Widerruf nicht in Widerspruch zu 

ihrer grundsätzlichen Beurteilung des Falles im zu widerrufenden Verwaltungsakt setzen; die 

Grundlagen des abzuändernden Titels müssen gewahrt bleiben. 
 

Vgl. Kopp/Ramsauer, VwVfG, 8. Aufl., § 49 Rnrn. 40, 47; Sachs, in: 

Stelkens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, 6. Aufl., § 49 Rn. 66; Classen, 

DÖV 1989, S. 156ff. 

 

Aus der kommunalen Planungshoheit (Art. 28 Abs. 2 GG) folgt ein Anspruch der 

Landeshauptstadt Dresden auf Planfeststellung, wenn der eingereichte Planentwurf mit 

geltendem Recht vereinbar ist. Daran fehlt es, wenn die nach § 39 Abs. 3 Satz 1 SächsStrG 

vorzunehmende Abwägung ergibt, dass dem Bau der Brücke (in Gestalt des durch den Plan-

feststellungsbeschlusses vom 25. Februar 2004 modifizierten Planentwurfs) überwiegende 

öffentliche Belange entgegenstehen. Zu den öffentlichen Belangen im Sinne dieser Vorschrift 

gehört auch der Schutz des Weltkulturerbes im Rahmen des völkerrechtlich Gebotenen. 

 

Mit dem Bau der Waldschlößchenbrücke soll dem vermehrten Verkehrsaufkommen und 

zunehmend auftretenden Staus begegnet werden. Dass ein erhebliches Verkehrsproblem in 

der Stadt Dresden besteht, ist vom Verwaltungsgericht Dresden und vom Sächsischen Ober-

verwaltungsgericht zumindest im Eilrechtsschutzverfahren anerkannt worden. Die Lösung 

dieses Problems ist ein schwerwiegender öffentlicher Belang. Die Auswirkungen des Bau-

vorhabens auf Natur und Umwelt im Dresdner Elbtal sind im noch nicht bestandskräftigen, 

aber sofort vollziehbaren Planfeststellungsbeschluss vom 25. Februar 2004 – unter Erteilung 

zahlreicher Auflagen – als vertretbar eingeschätzt worden. Bei der Prüfung eines Widerrufs 
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geht es nicht darum, diese Abwägung insgesamt neu aufzurollen. Die einzige Frage, die im 

Rahmen des § 49 Abs. 2 Nr. 3 VwVfG zu untersuchen ist, lautet, ob aufgrund der 

nachträglich eingetretenen Tatsache – der Erklärung zum Weltkulturerbe – die Abwägung zu 

einem anderen Ergebnis führt als im Ausgangsverwaltungsakt. 

 

Aus Art. 5 lit. a WKÜ folgt keine absolute Schutzpflicht für das Welterbe, sondern nur eine 

Pflicht zur Einbeziehung in erschöpfende Planungen. Da die völkerrechtskonforme 

Auslegung des einfachen Rechts nicht weiter reichen kann als die völkerrechtliche 

Verpflichtung selbst, ist auch § 39 Abs. 3 Satz 1 SächsStrG nicht im Sinne einer absoluten 

Schutzpflicht auszulegen. 

 

Nach den bindenden Feststellungen des Planfeststellungsbeschlusses bleibt der Natur- und 

Landschaftsraum des Dresdner Elbtals in seinem wesentlichen Kern erhalten. Somit ist der 

Bestand des Kulturguts materiell – unabhängig von Statusentscheidungen des 

Welterbekomitees – nicht gefährdet. 
 

Vgl. die Stellungnahme von Stritzke et al., S. 6: „Der Landschaftsraum 

wird zwar durch die Brücke optisch geteilt, aber die Auenlandschaft 

bleibt erhalten.“ 

 

Hinzu kommt, dass das Elbtal ausdrücklich als sich entwickelnde – also künftigen 

Einflussnahmen von Menschenhand nicht entzogene –  Kulturlandschaft inmitten einer 

Großstadt in die „Liste des Erbes der Welt“ aufgenommen wurde.  

 
Vgl. dazu die zutreffenden Ausführungen in der Stellungnahme von 

Stritzke et al., S. 2: „Die künstlerischen Gestaltungen des Stadtbildes 

wurden in entscheidendem Maße mit durch die Brücken geprägt. Die 

Brücken sind aber nicht errichtet worden, weil sie hervorragende 

künstlerische Motive abgeben, sondern weil sie für den Organismus 

einer Flussstadt unbedingte Voraussetzungen sind.“ 

 

Unter diesen Umständen ist das Gewicht der Belange, die gegen einen Bau der 

Waldschlößchenbrücke sprechen, im Rahmen einer Abwägung geringer zu veranschlagen 

als die Lösung des Verkehrsproblems der Stadt Dresden, die für die vorgesehene 

Brückenvariante spricht. Demzufolge dürfte trotz der Erklärung des Dresdner Elbtals zum 

Weltkulturerbe die Planfeststellung heute nicht versagt werden. Die Voraussetzungen des  

§ 49 Abs. 2 Nr. 3 VwVfG für den Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsakts sind nicht 

gegeben. 
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3. Ergebnis 

 

Die Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses vom 25. Februar 2004 ist weder 

gerechtfertigt noch geboten. Sie wäre vielmehr rechtswidrig und würde die Landeshauptstadt 

Dresden in der ihr durch Art. 28 Abs. 2 GG, Art. 82 Abs. 2 Satz 2 SächsVerf gewährleisteten 

kommunalen Planungshoheit verletzen. 
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C. Zusammenfassung der Ergebnisse 
 

Die Ergebnisse der Begutachtung lassen sich im Wesentlichen wie folgt zusammenfassen: 

 

1. Die Landeshauptstadt Dresden und der Freistaat Sachsen sind nicht an das 

Weltkulturerbeübereinkommen gebunden. Im Übrigen verletzt das Ergebnis 

des Bürgerentscheids vom 27. Februar 2005 keine etwaigen Verpflichtungen 

aus diesem Vertrag. Der Bürgerentscheid ist rechtmäßig.  

 

2. Die Landeshauptstadt Dresden und ihre Organe (Stadtrat und 

Oberbürgermeister) sind verpflichtet, den Bürgerentscheid unverzüglich zu 

vollziehen. Da das Abstimmungsergebnis nur eine Grundsatzentscheidung 

zum Bau der Waldschlößchenbrücke enthält, die für sich genommen nicht 

vollzugsfähig ist, hat der Vollzug in einem gestuften Verfahren zu erfolgen: 

Zunächst hat der Stadtrat die erforderlichen Vergabeentscheidungen zu 

treffen. Aufgrund dieser Beschlüsse hat daraufhin der Oberbürgermeister die 

Realisierung des Bauvorhabens zu betreiben. 

 

3. Ziffer 3 und 4 des Stadtratsbeschlusses vom 20. Juli 2006 und die Vertagung 

der Vergabeentscheidungen verstoßen gegen diese Verpflichtung und 

verletzen die Vertreter des Bürgerbegehrens in ihrem Anspruch auf Vollzug 

des Bürgerentscheids. Dagegen können sich die Vertrauenspersonen mit 

guten Erfolgsaussichten auf dem Verwaltungsrechtsweg zur Wehr setzen. 

Des Weiteren verstößt der Stadtratsbeschluss gegen den Grundsatz der 

sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung (§ 72 Abs. 2 

SächsGemO). 

 

4. Der Bescheid des Regierungspräsidiums Dresden vom 14. August 2006 zur 

Beanstandung des Stadtratsbeschlusses und zur Anordnung der Vergabe ist 

rechtmäßig. Wenn der Stadtrat weiter untätig bleibt, kann das 

Regierungspräsidium Dresden die Vergabe an Stelle und auf Kosten der 

Landeshauptstadt Dresden vornehmen (Ersatzvornahme). Dagegen 

gerichtete Rechtsbehelfe der Stadt haben keine Aussicht auf Erfolg. Die 

Behörde kann auch die sofortige Vollziehung dieser Maßnahme anordnen, so 

dass noch während eines eventuell folgenden Verwaltungsprozesses mit 

dem Bau der Waldschlößchenbrücke begonnen werden kann. 
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5. Ein Widerruf des Planfeststellungsbeschlusses vom 25. Februar 2004 ist 

weder gerechtfertigt noch geboten. Er wäre im Gegenteil rechtswidrig und 

würde die Landeshauptstadt Dresden in ihrer durch Art. 28 Abs. 2 GG 

gewährleisteten kommunalen Planungshoheit verletzen. 

 

Frankfurt (Oder), 16. August 2006 

 

 

 

 

Prof. Dr. Dr. h.c. Peine 
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